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Die Handwerkerprüfungen
Wir sprachenneulich davon, daß die von der Re-

gierung augeordneten und geleitetenPrufungen
der Bauhandwerkernicht blos überflüssigseien,sondern
sogar unter Umständenschädlich sein konnten. Wir
erinnerten daran, daß in England und Nordamerika
keine solcheStaatsprüfungen stattfindenund daßnnden

großenStädten dieser Länder doch»nicht»somassenhafte
Unglücksfällevorkommen, wie wir sie unlangst in Ber-

lin zu beklagenhatten. Wir hatten uns auf Preußen
selbst berufen können. Auch in Preußen werden die

Verfertiger von Maschinenund insbesonderevon Dampf-
maschinenvon Staatswegen nicht geprüftUnd dochist
es noch keinem Menschen eingefallen, daß unsere Ma-

schinenbauerungeschickterund fahrlässiger in ihrem Ge-

werbe wären, als Maurer und Zimmerleute in dem

ihrigen. Aber immer kann die sogenannte»konservatihe
Staatsweisheit«sichnochdarauf berufen, daßdiesePra-

fun en doch ein altes Herkommen »sind,und daß
selsttdie Schöpferder Gewerbesreiheit,die so fortschritt-
lich gesinnten Minister Stein und Hardlenberg,sie
nicht abzuschaffengewagt haben. Freilich ist dieseBe-
rufung gleichgültiggenug, doch vielleicht gelingt sie
Einem, dem der Zopf immer noch hinten hängt· Aber

für die Prüfungen in etwa siebzig anderen Handwer-
ken, wie die Verordnung vom 9. Februar 1849 sie au-

besohlenhat, kann nicht einmal dieser Grund ange-

führt werden. Doch sehen wir uns die Sache etwas

näher an.

»
Jm Anfange dieses Jahrhunderts war unser preu-

ßischetStaat leider so schwachgeworden,daß die Fran-
zosen nur kommen durften, um ihn durch eine einzige
Schlackztfast ganz über den Hauer zu werfen. Nur
Mit MUhe kmdNoth erlangteFriedrich Wilhelm 111

nochden«Tilsiter Frieden vom Jahre 1807, durch den

wenig Ubek die Hälfte des bisherigen Staatsgebietes
seiner Krone Verblieb Auch dieser Rest stand in Ge-

fahr, über kurz oder lang durch das jetzt gerade so
angepriesene sogenannte ,,Recht der Eroberuug« in
das Eigenthum des Kaisers Napoleon überzugehen

Da freili war es hohe Zeit, mit der k
·

·

StaatswesüsheiHzu brechen. Die Männer begngtliüsiäük
des und des »Rückschritteswurden aus dem Rathe der
Krone entlassen, und an ihre Stelle traten die, die allein
noch haltenund rettenkonnten,nämlichdie Männer der
damaligen Fortschrittsparteivor Allen der größteunter
den preußischenStaatsmännern,der Reichssreiherr
von Stein. Die RathschlägedieserMänner wurden
freilich nur so lange befolgt,als die Noth dauerte. Aber,

.

so viel in der kurzenZeit möglichwar, räumten sie doch
unter demjenigenUnwesen auf, durcl wel es -

weise derStaat so schwachgeivorden)war.chWikoiIr1-lsesn
aber hier nicht sprechenvon der Unfreiheit des Bauern

undvon den Vorrechtendes Adels, nicht von dem trau-
rigen Zustande des stehendenHeeres jener Zeit und nicht
von der ganz verkommenen Verwaltung der städtischen
Gemeinwesen. Wir werden jetzt nur von dem alten
Zunftzwang und lZunftzopf reden, der, freilichin Ver-
bindungmit sehr vielen andern Uebelständen,den größten
TheildesHandwerker-und des Arbeiterstandesdamals
in die kummerlichstenVerhältnissegebracht hatte. Un-
sere Greiseerinnern sich dessennoch, und auch wir ha-ben nichtvergessen,

was Väter und Großväter in un-

sernduisgenZJaftrenfunsErzählthaben.
ie er un zop wur e nun in den"leid ·

«

i-

kurzen Jahren des Fortschrittsso ziemlicheboiiurGIülioig
aus abgeschnitten Niemand hatte mehr nöthig,die alt-
hergebrachte Lehr- und Gesellenzeitmit allen ihren
zunftmäßigenPlackereien durchzumachenund hinterher
nochseinekostbare»Seitund sein schwer erspartes Geld
fUVeM ganz uberflussigesMeisterstückwegzugeben. Je-
dem war es frei gegeben, jedes Gewerbe zu betreiben
durch welches er am besten sein Brod zu verdienen
glaubte. Die einzige Prüfung, die vorausging, war die
welcheer bei sich selbst anstellte,und die einzigewelches-
hinterhereintrat, war die, welche seine Kunden ,anstell-
ten. Eine Ausnahme wurde nur noch bei den Gewer-
beU

gdemachh
VVU DefenUngeschicktemBetriebe man eine

bdsonere G»efahrfur das Leben und die Gesundheit
AnderesPefurchtete,S»vnstsollte Jeder auch in gewerb-
lichen Dingen aus seine eigenenFüße gestellt werden;



Jeder sollte selbst der Schmied seines Schicksals sein,
ihm zum Heile, wenn er ein fleißiger,ehrlicher,geschick-
ter und verständigerMann war, aber zum wohlverdien-
ten Schaden für alle Dummen, Ungeschicktenund Fau-
len. Solche Leute sollten nicht mehr auf dem Lotter-
bette zünftigerVorrechte ihre Glieder ausstreckenkönnen.

Das war eine natur- und vernunstgemäßeFreiheit.
Jn dieser Freiheit sind unsere Gewerbe emporgeblüht,
und unser Handwerkerstandund unser Arbeiterstand sind
an Geschicklichkeit,Bildung und Wohlstand ganz andere

geworden, als sie es noch vor fünfzigund sechszigJahren
waren. Freilich im Paradieseleben sie auch heute noch
nicht. Auch heute giebt es neben vielem verschuldeten
noch gar mancherleiunverschuldetesMißgeschick Aber
nur die Kurzsichtlgensind es, die von der Gegenwart
nichts als die Schatten, von der Vergangenheit nichts
als die lichten Stellen sehen. Natürlich wird es immer
Leute geben, die nicht daran denken, daß nur ihr eigner
Magen und ihr Appetit alt und schwach geworden ist,
und die darum behaupten, daß in ihrer Jugend die
Bäume schönereAepfel und Birnen getragen und die

Hausfrauen die Fettklößebesser gekochthätten, als heut
zu Tage. Solche Leute sind es denn auch, die bei hellem
lichten Tage immerfort von der guten alten Zeit des

Zunftzwan·es träumen, wo dochmanche gar ansehnliche
Frau Meiterin nicht einmal (etwa außer ihrem Braut-
kleide) ein so gutes Kleid sichanschaffenkonnte,wie heute
jedes ordentlicheDienstmädchenträgt.

Solche Leute waren es denn auch, die im Jahre
1848, als neben den vernünftigstenForderungen hie u»nd
da auch die

allerunvernünstigsten
laut fwurden,unermud-

lich nach dem alten Zunfzwange schrieen. Sie waren

es, denen zu Liebe die »konservativeStaatsweisheit«
jener Tage die Verordnung vom 9. Februar 1849 aus-

wirkte. Diese Verordnung hat an 70, schreibesiebzig
Handwerken, die seit vierzig Jahren von jedem Zwange
vollständigfrei gewesen waren, die allerschwersten
Beschränkungen auferlegt. Es sind u. A. die Ge-
werbe der Fleischer,Müller und Bäcker, aber nicht der

Brauer und Branntweinbrenner, ferner die der Gerber
und aller Lederarbeiter, der Schneider und Knopfmacher,
der Weber und Tuchmacher, der Horn -, Holz- und Me-

tallarbeiter, der Töpfer und Glaser, der Korbflechter,der

Maler, Färber und Seifensieder; ja sogar die Perrücken-
macher sind nicht vergessznAlle diejenigen, die eines

dieser Gewerbe felbststänig betreiben wollen, müssenseit
dem Jahre 1849 ersteine Meisterprüfungbestehen; und

selbst zu dieser Prüfung wird nicht jeder zugelassen,der

sich die nöthigeKenntniß»und Geschicklichkeitzutraut.
Es genügtnicht, daß er dieselbebesitzt, nein er muß
sie auch noch in vorgeschriebener Manier erwor-

ben haben. Selbst der
-

geschicktesteMann wird (mit
äußerstsparsamenAusnahmen) zur Meisterprüfungnicht
zugelassen,wenn er nicht zuvor drei Jahre bei einem

Meister Lehrburschegewesen, die Gesellenprüfungbestan-
den nnd dann noch drei Jahre als Geselle gearbeitet
hat. Dieser Beschränkungwurden durch dieselbeVer-

ordnung auch die Bauhandwerker unterworfen. Aber

damit ist es noch nicht genug. Jst NämlichEiner glück-
lichMeister geworden, dann darf er doch nur Gesellen
seines eigenen Handwerkes halten. Der Kürschner
darf keineSchneidergesellen,der Schlosfer keine Schmiede-,
derZimmermeisterkeine Tischler-,der Hauszimmermeister
keine·Schiffszimmergesellenin Arbeit nehmen. Es kommt
dabei gar nicht darauf an, daß der Meister dann unter
Umständenseine Arbeit liegen lassen und der Geselle
betteln gehen muß. Es kommt auch nicht daraus an,
daß eine ganze Anzahl von Leuten, die dies oder jenes
Handwerk ganz gut verstehen, ohne gerade in dem ge-
eigneten Lebensalter die vorgeschriebenenLehrlings-und
Gesellenjahreüberstandenzu haben, nun als bloßeTage-
löhneroder gar als Bettler leben müssen. Es kommt
auch nicht darauf an, daß eine Korbmacher-oder Schnei-
der- oder Bäckers- oder Konditorswittwe der Armenkasse
zur Last fällt, weil sie das Gewerbe ihres Mannes zwar
fortsetzenkann, aber (ohne Beihülfe eines geprüften
Meisters) nicht fortsetzendarf.

Wenigstens sollteJedermann begreifen,daßdas keine
Vortheile für die geprüftenMeister, sondern nur Nach-
theile sind, von denen die einen den Handwerker allein,
die anderen ihn wenigstens an seinem Theile mittreffen.
Denn die Armuth im Lande wird ja durch dieseBe-
schränkungennothwendig vermehrt, und je größer die

Anzahl der Armen im Lande ist, um so mehr muß ja
auch der Handwerker für ihre Erhaltung zur Gemeinde-,
Kreis- oder Staatskasse bezahlen.

Oder haben etwa die Handwerker neben diesen Nach-
theilen vielleicht um so größere Vortheile zu erwarten?

Nun, der einzigeVortheil, an den man denken könnte,
wäre dochnur der, daß die Zahl der Meister in jedem
einzelnenHandwerkkleiner wird, und die Arbeiten des-

selben dann theurer bezahlt werden, als das bei voller

Gewerbesreiheit der Fall sein würde. Man könnte sich
das denken, sagen wir, obgleich in der Wirklichkeit die

Sache ganz anders aussieht. Aber gesetzt, alle Hand-
werkerwaaren würden wirklich, nicht etwa durch andere

Ursachen, sondern gerade durch die Verordnung vom

9. Februar 1840 theurer gemacht: was würde es da

z. B. dem Schuhmacher nützen,wenn er zwar seine
Stiefel theurer bezahlt bekommt,dafür aber auch seinen
Rock und seinen Hut, sein Brot und sein Fleisch,seinen
Stuhl und seinen Tisch, ja, sein Leder und seine Ahle
und seinen Pechdraht in demselbenVerhältnissetheurer
bezahlenmuß? Ja, er würde auch npchdeztSchaden
haben, daß die Leute, je theurer die Stiefel sind,Pum so
längermit geflicktemSchuhwerk,«oder auch aus Pan-
toffeln oder gar barfußherumlaufen-—daß er also weniger
verkauft, als er sonst verkaufen wlzrdeDer Schuhmacher
würde also in Wahrheit nicht retcher, sondern ärmer
werden. Und ebenso würde es jedemAnderen der auf
so eigenthümlicheWeise »geschutzten«Handwerker er-

e en.g hAberhaben vielleichtdie anderen Leute, die kein

Handwerk betreiben, einen Vortheil von der Benach-
theiligung der Handwerker? Wir wüßtenwahrlich
keinen anzugeben Denn geprüsteMeister konnen ganz



ebe
«

rbeit machen, wie ungeprüstezfdaser-

fahkeiioiüæleackiiteegageAber geletzt deU,Fall,dxe»Hm-
servative Staatsweisheit-«hatte unglaublichererisexwirb
lich geglaubt,daß lsiedurchdie Verordnungdie Anfer-
tigungschlechterAr eit verhindernkönnte: nun sczmussen

sie doch nun endlich von ihrem Jrrthum»sich»uberze»ugt
«

aben. Freilich, wenn sie wirklich »Weisheit« ware,
Pohätte sie auch ohne dieseProbe schongewußt,daßsie
es uns ganz allein zu überlassenhat, ob wir »uns zu

enge Schuhe oder einen wackligenStuhl odereine such-
sige Perrückekaufen wollen o er nich-EEine Staats-

angelegenheitist, das doch auf keinen»zz·all. »

Doch über die HerrenKonservatkvenwundern wir
Uns weiter nicht; denn die haben bei lallensolchenDin-

en noch ihre ganz besonderenZwecke,uber die wir heute
nicht weiter reden wollen· Wir wundern uns nur darüber,
daß es noch immer eine, wenn auchverhaltnißmaßig
kleine Zahl von Handwerkerngiebt, die die Veschrankung
der allernatürlichstenFreiheitdes Menschen,sa,»diewider-
natürlichsteBeschränkungihrer»eigenenpersonlichenFrei-

heit sogar als einen Gewinn sur sichbetrachten Denn
nichts ist doch wahrlich mehr wider die Natur, als einen

Menschen daran zu verhindern, daß-er sein Brot durch
diejeni e Arbeit zu verdienen sucht,die er selbstam besten
zu ver tehen und mit dem«großten»Vort»heilverrichten
zu können glaubt. Aber sreilich,·esgiebt vielwunderliche
Dinge in der Welt, das wunderlichsteaber ist der Mensch
selbst — nämlichin gewissenExemplaren.

Politische Wochenschau.
teuszeiu Die Angelegenheit,welchedurch die österreichisch-

preu ischen Noten an den Frankfurter Senat angeregt
worden, schwebt noch immer. Der Senat in Frankfurt hat
mit Entschiedenheit jeden Versuch einer Einmischungin seine
Angelegenheitenzurückgewiesen,und es werden die deutschen
Großmächtesich,wenn sie die Sache weiter versol en wollen,

wohl an den Bund wenden müssen. Dur solchem
Schritt erkennt Preußen von Neuem die Autoritat
des Bandes an, und es stimmt alsdann schlechtzu»einem
solchen Vor ehen, wenn sie in der schleswig-holstei«nschen
Frage dem Dundestagnicht die Befugnißzu»rendgültigen
Entscheidungeinräumen will. Ueber dieseRückkehrin den

Bundestag jubelt jetzt auch die Kreuzzeitung,welche»offenbar
hofft, daß dadurch endlich in ganz Deutschland wieder ihre
Grundsätze zur Ausführung elangen werden. Wir denken,
sie wird sich irren, denn die Zeiten,von welchenman in der
Redaktion der Kreuzzeitungträumt, sind vorbei, und selbstin
Mecklenburggelingt,es den Junkern nicht mehr, ihre schonen

, Vorrechte auszuüben,da sichdie Bauern den Liebkofungen
ihrer Herrn durchmassenhafteAuswanderungenentziehen.

Der Graf v. Bisuiarck ist jetzt aus Paris zurückgekehrt,
Und noch weiß Niemand, welchesdie Resultate seinesBesuches
beim Kaiser Napoleon waren. Jn Oesterreich scheint»ma«n
auf die gepflogenenUnterhandlungenmit»roßerAengstlichkeit
zu blicken- da man fürchtet,es handelesichum ein Bund-
Uisz zwilchen ·,Ft·ankreich,Preußen. und Jtal»ien,
dessenSpitze MItUkllchgegen Oesterreichgerichtetfein wurde.
JU wie fern dieseBefürchtunggegründetist, laßtstchschwer
bestimmen,deUU es Ist LICEUzUnzweifelhaft,daß sichin den

leltsndenKreisen der preußischenPolitik zwei Richtungen
bekampfem Die eine, Welcheim eigentlichenKreuzzeitungs-
laüekstark vertreten ist und auch unter den höheren,einfluß-

reichenMilitärs starke Stützen findet, würde wohl geneigt
sein, auf Grund einer Garantie sü·rVenetien ge en die

Erwerbung der Herzogthümerin ein. enges Bündniß uiit

Oesterreichzu treten, welcheszugleichin den großenFragen
der deutschen und europäifchenPolitik die Grundsätze der

entschiedensten Reaktion und Legitimität zur Gel-
tung zu bringen als seine Aufgabe betrachtenwurde Aber

diese Richtung, mag sie auch noch-soniachtigeBeförderer
haben, ist doch bis jetzt noch nicht die herrschendeDie ihr
entgegenstehende,deren Träger Graf Bisniarckist,»willvon
einer solchen Solidarität mit Oesterreich nichts «wissel«1,Ue
hofft, für eine Geldentschädigungdem wiener Kabinet die Zu-
stimmung für den Anfall der Herzogthümeran Preußen ab-

zuringen, und hält als letztesMittel zur Durchsetzung ihrer
Zwecke ein Bündniß nilt Frankreichund Italien in Bereit-
schaft, das freilich bis Ietzt auch nur noch ein eventuelles Pro-
jekt ist, dessenErfüllung sich mancheZweifel und Hindernisse
entge enstellen. Wenn»aber diese Partei auch der zuerst
erwä)ntenin ihren Planen nach Außen hin schroffge« enüber
steht, was die Politik im aInnernanbelangt, da reichensich
beide freundschaftlichdie Hande·

Die Militärfrage, welche wir als den Ausgangspunkt
unseres Verfassungskonfliktes nie aus den Augen verlieren
dürfen, beschäftigtübrigensnicht uns allein, sondern in allen
Ländern, und ganz besonders in Frankreich,Italien und Oester-
reich macht sich»dasdrin ende Bedürfnißeiner Verminderung
der Ausgaben fur das V ilitär geltend. Allgeineinsucht man
das Mittel zur Verminderun dieser Last in der Verkür-
zung der Dienstzeit. UnsereZeit, die überhauptbinnen
kürzererFrist erhöhteLeistungen fordert, darf den gerechten
Ansprucherheben,die militärischeAusbildung(iiicht die »Geist«-
Anerziehung)eines Jnfanteristen binnen zwei Jahren zu vol-
lenden — was den Friedensstandreduzirenwürde — und bei
einem großenKriege ist die ganze Frage nach der Dauer der
Dienstzeit keineswegs so bedeutend, als man glauben macht.
Wenn die Armee erst Verluste erlitten, werden ihr nach deni

preußischenMobilmachun splane Rekruten von nur drei-

monatlicheuDienstzeit durch die Ersatzbataillone nachge-
schickt,«undnicht vieleKriegsjahre dürften dahingehen, bis
diese die-Mehrzahlin den Reihen bilden. Der Kampf um

Reduktion der Friedensarmee kann und darf deshalb
nicht aufgegebenwerden; er ist ein Akt echt preußischen
Patriotismus und richtiger Erkenntniß der Lage unseres
an außerordentlichenHilfsmitteln gegen fast alle anderen
Staaten Europaszurückstehendenengeren Vaterlandes. Dieser
Kampf.ist aber auch ein wesentlichesFörderungsmittelfür
die Lösung unserer Aufgabe in Deutschand. Gegen
preußischesaWesenund preußischeInstitutionen hat die große
Masse der ubrigenDeutscheneine sehr großeScheu, und wer

derSachkauf den Grund geht — man frage in Hannover
wie in»Wurttemberg,in Schleswig-Holsteinwie in Hamburg —

wird in dem übermäßigenDruck unserer Militärlast und dem

durchdas Ueberwiegendes Soldatenwesens unseren Verhält-
nissen aufgedrücktenTypus die Hauptursachenerkennen. Das
große Prinzip der allgemeinen Dienstpflicht steht
nur gerechtfertigtda, wenn die Dienstpflicht des Einzelnen
aufdas Minimum bemessen ist. »Erst wenn wir dies Ziel
erreicht, wenn wir damit gleichzeitigunser Kriegsbudgetmit
den übrigenStaatseinnahmen in ein den Forderungen der

CivilisationentsprechendesVerhältnißgebracht haben, dann

erst haben wir ein Recht, von Deutschland zu fordern, die

gleicheBürde auf sich zu nehmen. Der Widerstand in
der Militärfrage hat sich in der großenMajorität der
Nation fast einzig und allein auf den hier iii Betracht gezo-
genen Punkt konzeiiirirt. An diesem Punkt aber muß



festgehalten werden, damit Preußen den Vorsprung be-

haite, den es vor mehr als fünfzig Jahren gewonnen hat«
Wer nicht vorwärts geht, geht zurück!

Ein Rundschreibender Regierung zeigt, daß noch lange
nicht alle bedürftigenVeteranen aus den Jahren 1813—15
einen Thaler monatlich vom Staate haben, und es er-

mahnt die Gemeinden aufs dringendste, die ihnen zukommende
Pflicht der Armennnterstützungauch an diesen Veteranen zu
erfüllen. Ja, fragt wohl mancher, waruin hat denn die Re-

gierung nicht mehr von den Kammern gefordert; bei der Ge-

neigtheit derselben zu Mehrbewilligungenfür diese Zwecke und

bei unsern so ausgezeichnetenFinanzzuständenwäre es ja eine

Kleinigkeit gewesen, die vorhandenen Bedürfnisse zu decken.
Das Haus der Abgeordneten hat sogar aus sichselbst die be-

antragte Etatsposilionerhöht. Und nun erfährtman, daß
einzelne dieser Jeteranen nach mehr denn fünfzig
Friedenssahren noch nicht einmal einen Thaler
monatlicher Unterstützung vom. Staat erhalten.
Und doch ist wohl nicht einer unter ihnen, der weniger denn

siebzigJahre zählte,und die Aussicht bald keinen mehr auf
dein Unterstützungsfondszu haben, wächstmit jedem Jahre
in gesteigerter Progression.

Hesscu-Kassel. Die Ministerkrisis, die vor vierzehn
Tagen in Kassel ausgebrochen ist, dauert immer noch fort.
Jm Jnlande scheint es dem Kurfürsten schwer zu fallen, neue

Minister zu finden. Der wiederholte Versuch, die Unter-

staatssckretäreder betreffenden Ministerien zu Ministern zu
machen, der im Finanzministeriurn bei Herrn Ledder-

hose gelungen war, ist im Justizministerium mißlungen.Der

Staatsrath P f e i ff e r, Unterstaatssekretärim Justizministerium,
hat lieber ganz seinen Abschied genommen, als daß
er Minister geworden wäre. Man sieht, wie hart es dabei

hergeht. Die unangenehmen Erfahrungen aber, die Herr
Ledderhose im gesellschaftlichen Verkehr nach Uebernahme des

Finaiizministeriums gemacht haben soll, haben wohl ihr Theil
zu diesem Entschlußbeigetragen.

Baden. So fest man auch auf die liberale Gesinnung
des Großherzogsbaut, so fängt man doch jetzt an, etwas

ängstlichin die Zukunft zu blicken. Die Entlassung des Ober-

schuldirektorsKnies und die Wahl seines Nachfolgers, so
wie einige andere Ernennungen, welche in der letzten Zeit
erfolgt sind, erwecken Befürchtungen,daß eine neue Zeit
der Reaktion herannahe, deren Wellen so mächtigwerden

möchten,daß der Großherzogihnen nicht wird widerstehen
können. Vermehrt wird die Besorgniß dadurch, daß der

Großherzogbedenklicherkrankt ist, und zur Herstellung seiner
Gesundheit sich mehrere Monate am Genfer See auf-
halten muß.

Ein Wort über Pessiintsnius.
Wie oft hört man von Leuten, welchesich für ganz frei-

. sinnig ausgeben, bei dem Bekanntwerden eines neuen Gewalt-

schrittes der Reaktion die Worte: »das ist ganz gut, mögen
sie es nur immer lP fort»inachen!Es muß erst ganz schlecht
werden, ehe das Gute ·sichdurcharbeiten kannt« — Eine

solche, nach unsrer Ansicht ganz verkehrte Weltanschauung,
nennt man Pessimismus. ·

Wir wollen keineswegs bezweifeln, daß einzelne dieser
Pessimisten es wirklich ehrlichmeinen, die meisten aber sinden
es bequem, hinter solch einem gelehrt«klingendenSatz eine

Deckung für ihren Mangel an Opferwilligkeitund Interesse
für das öffentlicheWohl zu suchen.

Wie überall, so bewährt sich auch im Staatsleben das

alte Wort:»»Hilsdir selber, so wird auch Gott dir helfen!«
und so wenig im bürgerlichenLeben derjenigeheraus-kommen
kann, welcher nicht arbeitet, so wenig wird ein Volk, das sich
scheut für seineFreiheit etwas zu thun, dieselbe erringen, oder
auch »nurseineSelbstständigkeitnachAußen hin zu behaupten
vermogen.

Die übergroßeMehrzahl der Staaten unseres deutschen
Vaterlandes wird seit dem dreißigjährigenKriege durchAllein-
herrscherregiert, wenn auch nicht rechtlich,so dochthatsächlich

bestehen überall Verfassungen, welche die Rechte der

Fürstenzu Gunsten der Völker beschränken,und in manchen
Staaten haben sie sogar immer bestanden; aber sie siUd
meistens eben nur beschriebeneBlätter Papier. Es wäre

sehr Unrecht, wenn man den Regierenden allein
die Schuld davon anrechnen wollte. Das Streben
nach Macht und besondersnach Erhaltung der iiberkomnienen

Macht, ist tief in jedem Menschenherzenbegründet Jeder
hält doch seine eigenen Ansichten für die besten, denn sonst
würde er sie nicht haben. Wer sich daher in einer Stellung
befindet, welche es ihm ermöglicht,seine Ideen ur Geltung
zu bringen, der wird sich niemals freiwillig ents ließen, von

dieser Stellung etwas aufzugeben. Darum das Widerstrebetl
unserer deutschenHerrscherwider jede entscheidendeTheilnahltle
des Volks an»derRegierungsgewalt. Andererseitsmuß jedes-
der die Geschichtekennt, zugeben, wie die Stellung unserer
Fürsten so über das Leben des Volkes hinausgehoben ist, daß
sie die wahren Bedürfnissedessselbennicht überall zu beur-

theilen vermögen,außerdem ind sie doch eben auch nur

Menschen, die zu Gunsten ihrer Schwächenund Lieblings-
wünschenothwendigmanchesGute verkennen müssen. Gerade

diese Lieblingsneigungen, welche nicht selten mit dem Wohl
des Volkes arg im Widerspruch stehen, bewirken nicht UUk

ein-eifriges Festhalten an der bestehenden Macht, sonderlI

lassednsogar oft das Streben nach Machterweiterlltig rege
wer sen.

Daß solchen Zuständenge enüber nichts Schlimmeres
gethan werden kann, als die Lehrendes Pessimismus zu pre-
digen, muß wohl jedem klar sein. Allerdings pflegen die

Pessimisten auch keine Bekehrungen zu ihrer Ansicht zu ver-

suchen, denn die Gleichgültigkeitist nicht bekehrungslustig;
aber schon das Beispiel wirkt nachtheilig. Denn nichts ist so
ansteckendals die Muthlosigkeit,weil es in jeder Partei, um

uns des Ausdruckes des Kriegsministersvon Roon zu bedienen-

Feige und Faule giebt. — Denken wir doch an unsere eigene
Vergangenheit

Hat es dem Staate Nutzen gebracht, daß sich die demo-

kratischePartei von 1849—1858 der Wahlen enthielt? Ganz
gewißnicht! Die WestphalensManteuffelscheRegierung wäre
niemals im Stande gewesen, durch eine künstlichgeschaffene
Kammerrnehrheit so viele ute Gesetze zu beseitigen, wenn

sich die Demokratie an den ahlen betheiligt hätte, nnd doch
hatte damals die Demokratie bessereGründe»fürihr Zurück-

ziehenvom politischenSchauplatz, als Ple«hel«1tlgetiPessimisteas
Wer in der Politik nicht thatlg ist, der ist todt

und hat keinen Grund sich zu beklagen, wenn mit ihm und

seinen Rechten nach Belieben geschaltetwird.

Was sagte der Bräutigam zu den thörichtenJungfrauen-
die ihre Zeit verschlaer hatten und nun zu spät kamen, als

sie von ihm Einlaß zur Hochzeitbegehrten? —- Er ließ sie
nicht ein und sagte: »Wahrlich ich sage Euch, ich kenne

Euch nicht. Darum wachet; denn Jhr wißt weder

Tag noch Stunde in welcher des Menschen Sohn
kommen wird.«
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